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M e r k b l a t t 

Befreiung von der Steuerberaterprüfung 

 
Allgemeines  
1. Rechtsgrundlagen für den Beruf des Steuerberaters, insbesondere die Befreiung von der Steuerberater-

prüfung und die Bestellung als Steuerberater sind das Steuerberatungsgesetz (StBerG) und die Verord-
nung zur Durchführung der Vorschriften über Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungs-
gesellschaften (DVStB) in der jeweils gültigen Fassung. 

 
Befreiungsvoraussetzungen   
2. Von der Steuerberaterprüfung sind zu befreien 
 
2.1  Professoren, die an einer deutschen Hochschule mindestens zehn Jahre auf dem Gebiet der von Bundes- 

oder Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern als Professor gelehrt haben (§ 38 Abs. 1 Nr. 1 StBerG); 
 
Anmerkung: 
Als Professoren i.S.v. § 38 Abs. 1 Nr. 1 StBerG gelten ordentliche Professoren, Honorarprofessoren so-
wie außerplanmäßige Professoren. 

 
2.2 ehemalige Professoren an staatlichen verwaltungsinternen Fachhochschulen mit Ausbildungsgängen für 

den öffentlichen Dienst, die mindestens zehn Jahre auf dem Gebiet der von Bundes- oder Landesfinanz-
behörden verwalteten Steuern gelehrt haben (§ 38 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 38 Abs. 2 Satz 2 StBerG); 

 
2.3 ehemalige Finanzrichter, die mindestens zehn Jahre auf dem Gebiet der von Bundes- oder Landes-

finanzbehörden verwalteten Steuern tätig gewesen sind (§ 38 Abs. 1 Nr. 2 StBerG);  
 
Anmerkung 
Die zehnjährige Tätigkeit auf dem Gebiet der von Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwalteten Steu-
ern muss nicht notwendigerweise in der Eigenschaft als Finanzrichter abgeleistet worden sein. Vorausset-
zung ist, dass der Antragsteller Finanzrichter ist. 

 
2.4 ehemalige Beamte des höheren Dienstes und vergleichbare Angestellte  
 
2.4.1 der Finanzverwaltung, die im höheren Dienst oder als Angestellter in vergleichbaren Vergütungsgruppen 

mindestens zehn Jahre auf dem Gebiet der von Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern 
als Sachgebietsleiter oder mindestens in gleichwertiger Stellung tätig gewesen sind (§ 38 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst. a StBerG), 

 
2.4.2 der gesetzgebenden Körperschaften, der Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit sowie der obersten Behör-

den und der Rechnungsprüfungsbehörden, die im höheren Dienst oder als Angestellter in vergleichbaren 
Vergütungsgruppen mindestens zehn Jahre überwiegend auf dem Gebiet der von Bundes- oder Landes-
finanzbehörden verwalteten Steuern als Sachgebietsleiter oder mindestens gleichwertiger Stellung tätig 
gewesen sind; die Angestellten der Fraktionen des Deutschen Bundestages gelten als Bedienstete der 
gesetzgebenden Körperschaften im Sinne dieser Vorschrift (§ 38 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StBerG); 

 
2.5 ehemalige Beamte des gehobenen Dienstes und vergleichbare Angestellte  
 
2.5.1 der Finanzverwaltung, die im gehobenen Dienst oder höheren Dienst oder als Angestellter in vergleichba-

ren Vergütungsgruppen mindestens fünfzehn Jahre auf dem Gebiet der von Bundes- oder Landesfinanz-
behörden verwalteten Steuern als Sachbearbeiter oder mindestens in gleichwertiger Stellung tätig gewe-
sen sind (§ 38 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a StBerG). 

 
2.5.2 der gesetzgebenden Körperschaften, der Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit sowie der obersten Behör-

den und der Rechnungsprüfungsbehörden des Bundes und der Länder, die im gehobenen oder höheren 
Dienst oder als Angestellter in vergleichbaren Vergütungsgruppen mindestens fünfzehn Jahre überwie-
gend auf dem Gebiet der von Bundes- und Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern als Sachbearbei-
ter oder mindestens in gleichwertiger Stellung tätig gewesen sind; die Angestellten der Fraktionen des 
Deutschen Bundestages gelten als Bedienstete der gesetzgebenden Körperschaften im Sinne dieser Vor-
schrift (§ 38 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b StBerG). 
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Anmerkung zu 2.1 - 2.5:  
 
Gemäß § 38 Abs. 2 StBerG i.V.m. § 36 Abs. 3 StBerG muss sich die in § 38 Abs. 1 StBerG geforderte Tä-
tigkeit in einem Umfang von mindestens 16 Wochenstunden auf das Gebiet der von den Bundes- oder 
Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern erstrecken. Als Nachweis sind entsprechend detaillierte Be-
scheinigungen über Art und Dauer der praktischen Tätigkeit mit Angabe der Wochenstundenzahl erforder-
lich. 
 

 Die Befreiung von der Steuerberaterprüfung setzt ferner voraus, dass der Antragsteller aus dem öffentli-
chen Dienst oder dem Dienstverhältnis als Angestellter einer Fraktion des Deutschen Bundestages aus-
geschieden ist (§ 38 Abs. 2 StBerG). Dies gilt nicht für Professoren im Sinne von Tz. 2.1. 

 
 
Antrag auf Befreiung von der Steuerberaterprüfung  
 
3.       Über den Antrag auf Befreiung von der Steuerberaterprüfung entscheidet die Steuerberaterprüfungsstelle   
          Baden-Württemberg, gemeinsame Stelle der Steuerberaterkammern in Baden-Württemberg gemäß § 37     
          b StBerG. 
 
          Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck an die Steuerberaterprüfungsstelle Baden- 
          Württemberg zu richten. 
 

Steuerberaterprüfungsstelle Baden-Württemberg 
Gemeinsame Stelle der Steuerberaterkammern in 
Baden-Württemberg gemäß § 37 b StBerG 
Rotebühlplatz 30 
70173 Stuttgart 

 
  

Zuständig ist die Steuerberaterkammer, in deren Bezirk der Antragsteller im Zeitpunkt der Antragstellung 
vorwiegend beruflich tätig ist oder, sofern er keine Tätigkeit ausübt, seinen Wohnsitz hat. Bei mehreren  
Wohnsitzen ist der Wohnsitz maßgebend, an dem sich der Antragsteller vorwiegend aufhält; befindet sich 
der maßgebliche Ort im Ausland, so ist die Steuerberaterkammer zuständig, in dessen Bezirk sich der Ort 
der beabsichtigten beruflichen Niederlassung im Inland befindet.  

 
 
Verbindliche Auskunft  
 
4. Soweit der Antragsteller Zweifel hat, ob und inwieweit einzelne Voraussetzungen für die Befreiung von der 

Prüfung erfüllt sind, kann er hierzu nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck eine verbindliche Auskunft 
beantragen (§ 38 a StBerG, § 7 DVStB). Die Auskunft wird schriftlich erteilt und ist gebührenpflichtig. Ent-
sprechende Anträge sind in Baden-Württemberg an die nach Tz. 3 zuständige Steuerberaterprüfungsstel-
le (§ 37 b Abs. 3 StBerG) zu richten.  

 
 
Gebühr für die Befreiung und die verbindliche Auskunft  
 
5. Für die Bearbeitung des Antrags auf Befreiung von der Prüfung oder für die verbindliche Auskunft hat der 

Antragsteller jeweils eine Gebühr von 200 €  zu zahlen.  
Die Gebühr ist mit dem Antrag fällig und mit dem Hinweis „Befreiung von der Steuerberaterprüfung“ zu 
entrichten. Die Zahlung ist an die Volksbank Stuttgart eG, BLZ 600 901 00, Konto-Nr.: 0327743000, zu 
leisten.  


